
Zeitschrift für Steuern & Recht

Reschke-Verlag · Mannheim · München · www.zsteu.de

®

5. Jg.    Heft 2    6. Februar 2008

Herausgeber:
Uwe-Karsten Reschke, Rechtsanwalt
Dieter Hild, Steuerberater
Prof. Dr. Wolfgang Gast, Rechtsanwalt
Stefanie Rousek Folkers, Steuerberaterin

Z---Steu-Rechtsprechung
BFH: AO / UStG
Anspruch auf Vertrauensschutz bei Verschärfung
der Rechtsprechung des BFH oder Abweichung 
von einer allgemein geübten Verwaltungspraxis
keine Gleichheit im Unrecht S. R-44

BFH: ErbStG / GrEStG
Vermögensübertragung durch Gesellschafter auf
Kapitalgesellschaft keine freigebige Zuwendung 
an diese – Keine Grunderwerbsteuerfreiheit für
Grundstücksübertragung durch Gesellschafter 
auf Kapitalgesellschaft S. R-46

BFH: GG / AO / EStG / FGO
Verfassungsmäßigkeit des § 23 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 EStG nicht zweifelhaft S. R-56

BFH: EStG
Teilwertabschreibung auf börsennotierte Aktien 
im Anlagevermögen bei voraussichtlich dauernder
Wertminderung S. R-65

BFH: EStG
Keine Minderung der Einkünfte des Kindes bei der
Ermittlung des Jahresgrenzbetrages um die
Lohnsteuer und Kirchensteuer sowie die Beiträge
zu einer privaten Zusatzkrankenversicherung,
einer privaten Rentenversicherung und einer 
Kfz-Haftpflichtversicherung S. R-67

BFH: EStG / FGO / HGB / InsO / ZPO
Ausweis der von einem Kraftfahrzeug-Händler 
eingegangenen Verpflichtung zum Rückkauf von
Kraftfahrzeugen als zu passivierende Verbind-
lichkeit – Beiladung eines ausgeschiedenen
Gesellschafters – einheitliche und gesonderte
Gewinnfeststellung im Konkursverfahren S. R-98

BFH: UStG / Richtlinie 77/388/EWG
Bestimmung des Leistungsorts bei einer „bank-
mäßigen Vermögensverwaltung“ – § 4 Nr. 8
Buchst. h UStG befreit auch Leistungen eines
außenstehenden Verwalters S. R-101

BFH: UStG / Richtlinie 77/388/EWG
Geschäftsveräußerung gem. § 1 Abs. 1a UStG 
bei Veräußerung verpachteter Immobilien unter
Fortführung des Pachtvertrags S. R-104

Schwerpunkt
BFH: EGG / EStG / BVerfGG
BFH ruft wegen sog. „Pendler-
pauschale“ BVerfG an: Versagung
des Werbungskostenabzugs von
Aufwendungen für die Wege zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte
ist verfassungswidrig:
Es wird eine Entscheidung des
BVerfG darüber eingeholt, ob § 9
Abs. 2 Satz 1 EStG i.d.F. des StÄndG
2007 insoweit mit dem GG verein-
bar ist, als danach Aufwendungen
des Arbeitnehmers für seine Wege
zwischen Wohnung und regelmäßi-
ger Arbeitsstätte keine Werbungs-
kosten sind und keine weiteren
einkommensteuerrechtlichen Rege-
lungen bestehen, nach denen die
vom Abzugsverbot betroffenen
Aufwendungen ansonsten die ein-
kommensteuerliche Bemessungs-
grundlage mindern.
BFH-Urteil vom 10.01.2008 – 
VI R 17/07 S. R-80

Reschke-Verlag
Harrlachweg 4, 68163 Mannheim
Tel: 06221/758240
Fax: 06224/926472
E-Mail: reschke-verlag@zsteu.de 
und redaktion@zsteu.de
Internet: www.zsteu.de

ISSN 1614-7936



Zeitschrift für Steuern & Recht

®

Herausgeberbeirat

Dr. Roland M. Bäcker, RA, FAStR, Hagen; Univ.-Prof. Dr. Hartmut Bieg, Saarbrücken; Bernd Burgmaier, RA, FAStR, München; Dr. Carl Gerber,
Ltd. Reg. Dir. a.D., Heidelberg; Dr. Klaus Goutier, RA, StB, Frankfurt/M.; Prof. Dr. Ulrich Harbrücker, Mannheim; Dr. Helmut Helsper, MinRat, Bad
Honnef; Dr. Ulrike Höreth, RAin, FAinStR, Stuttgart; Jan Erik Jonescheit, RA, Mannheim; Dr. Otto-Ferdinand Graf Kerssenbrock, RA, WP, StB,
Hamburg; Dr. Jens Kollmar, RA, FAStR, Mannheim; Univ.-Prof. Dr. Heinz Kußmaul, Saarbrücken; Univ.-Prof. Dr. Karl-Georg Loritz, StB, Bayreuth;
Prof. Holger Meyer, StB, Mannheim; Dr. Bernd Sangmeister, LL.M, RA, StB, München; Martin Schweiger, Patent- und Markenanwalt, Singapore;
Prof. Dr. Michael Stahlschmidt M.R.F., LL.M., RA, Medebach; Horst Vogelgesang, RA, StB, Präsident der Bundesfinanzakademie a.D., Altenahr;
Dr. Klaus-R. Wagner, RA, FAStR, Notar, Wiesbaden; Manfred Wissmann, RA, FAStR, Mannheim; Prof. Dr. rer. pol. Rainer Zielke, Bremen

5. Jg. Heft 2  6. Februar 2008

Herausgeber:
Uwe-Karsten Reschke, Rechtsanwalt
Dieter Hild, Steuerberater
Prof. Dr. Wolfgang Gast, Rechtsanwalt
Stefanie Rousek Folkers, Steuerberaterin

ZSteu-Rechtsprechung

Bundesfinanzhof 

Alle Entscheidungen – veröffentlicht am 09.01., 16.01., 23.01. und 30.01.2008 – Ungekürzte
Originaltexte

a) Leitsätze aller BFH-Entscheidungen veröffentlicht am 09.01.2008:

21.06.2007 III R 81/06 InvZulG
Keine erhöhte Investitionszulage für Wirtschaftsgüter, die ein in die Handwerksrolle eingetragener 
Betrieb nicht zur Erbringung handwerklicher Leistungen nutzt - Dem Handwerk dienendes Wirtschafts-
gut 
Eine handwerklich hergestellte und gewartete Antennenanlage, deren Signale entgeltlich an Kunden über-
tragen werden, dient nicht der Erbringung handwerklicher Leistungen. Die Gewährung der erhöhten In-
vestitionszulage für Wirtschaftsgüter, die dem in der Handwerksrolle eingetragenen Handwerk dienen, ist
daher ausgeschlossen. Originaltext: R-41

25.09.2007 IX R 28/07 EStG / HGB
Wirtschaftsgutsbezogene Prüfung, ob Baumaßnahme zu Herstellungskosten oder zu Erhaltungsauf-
wand führt 
1. Bei der Prüfung, ob eine Baumaßnahme nach § 255 Abs. 2 HGB zu Herstellungsaufwand führt, darf nicht
auf das gesamte Gebäude, sondern nur auf den entsprechenden Gebäudeteil abgestellt werden, wenn das 
Gebäude in unterschiedlicher Weise genutzt wird und deshalb mehrere Wirtschaftsgüter umfasst.
2. Ob eine wesentliche Verbesserung i.S. des § 255 Abs. 2 HGB des Wirtschaftsguts erreicht wird, richtet 
sich danach, ob die durch die Baumaßnahme bewirkten Veränderungen vor dem Hintergrund der betrieb-
lichen Zielsetzung zu einer höherwertigeren (verbesserten) Nutzbarkeit des Vermögensgegenstandes führen.

Originaltext: R-42

Diese Ausgabe erscheint ohne den Teil „ZSteu-Beiträge“, weil der BFH zum 09., 16., 23. und
30.01.2008 25 Entscheidungen veröffentlicht hat, die im ungekürzten Originaltext den Umfang
dieses Heftes ausfüllen. Die Redaktion



26.09.2007 V B 8/06 AO / UStG
Anspruch auf Vertrauensschutz bei Verschärfung der Rechtsprechung des BFH oder Abweichung von
einer allgemein geübten Verwaltungspraxis keine Gleichheit im Unrecht 
1. Durch die Rechtsprechung ist geklärt, dass der Steuerpflichtige einen Anspruch auf Vertrauensschutz hat,
wenn sich die Rechtsprechung des BFH verschärft oder von einer allgemein geübten Verwaltungspraxis ab-
weicht und der Steuerpflichtige im Vertrauen auf die bisherige Rechtslage Dispositionen getroffen hat.
2. Soweit die Verwaltung den Vertrauensschutz nicht durch allgemeine Billigkeitsregelungen oder Übergangs-
regelungen berücksichtigt hat, muss ihm das FA durch Einzelmaßnahme (z.B. nach § 163 AO) Rechnung
tragen.
3. Ein schützenswertes Vertrauen, das die Pflicht zum Erlass einer Übergangsregelung oder Billigkeitsmaß-
nahme im Einzelfall auslöst, ist nur gegeben, wenn als Vertrauensgrundlage eine gesicherte, für die Meinung
des Steuerpflichtigen sprechende Rechtsauffassung bestand und die Rechtslage nicht als zweifelhaft
erschien.
4. Eine gesicherte Rechtsauffassung kann aus einem schlichten Verwaltungsunterlassen - wie vorliegend bei
jahrelanger Nichtbesteuerung von Schönheitsoperationen - nicht hergeleitet werden. Originaltext: R-44

17.10.2007 II R 63/05 ErbStG / GrEStG
Vermögensübertragung durch Gesellschafter auf Kapitalgesellschaft keine freigebige Zuwendung an
diese - Keine Grunderwerbsteuerfreiheit für Grundstücksübertragung durch Gesellschafter auf Kapital-
gesellschaft
Überträgt ein Gesellschafter aufgrund des Gesellschaftsverhältnisses ein Grundstück auf eine Kapitalgesell-
schaft, handelt es sich um einen gesellschaftsrechtlichen Vorgang und nicht um eine freigebige Zuwendung
i.S. des § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, die zur Grunderwerbsteuerfreiheit nach § 3 Nr. 2 GrEStG führt.

Originaltext: R-46

25.10.2007 III R 90/03 EStG / Genfer Konvention / HumHiG
Kein Anspruch auf Kindergeld nach dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge
Weder aus Art. 24 noch aus Art. 29 des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Kon-
vention) ergibt sich ein Anspruch auf Kindergeld. Originaltext: R-47

25.10.2007 III R 39/04 AO / EStG
Sonderabschreibungen nach § 4 FöGbG - Bilanzänderung durch anderweitige Verteilung von Sonder-
abschreibungen - Umfang des Abschreibungsvolumens - Berichtigung von Bilanzen der Folgejahre
1. Der Steuerpflichtige kann innerhalb des Begünstigungszeitraums von fünf Jahren frei wählen, in welcher
Höhe er die Sonderabschreibungen nach § 4 FördG im einzelnen Kalenderjahr in Anspruch nimmt.
2. Im Rahmen einer zulässigen Bilanzänderung kann der Steuerpflichtige ihm zustehende, im Jahr der Bilanz-
änderung aber noch nicht oder nicht in voller Höhe geltend gemachte Sonderabschreibungen erstmals oder
mit einem höheren Betrag in Anspruch nehmen. Dies gilt auch dann, wenn er die im Jahr der Bilanzänderung
noch nicht ausgeschöpften Sonderabschreibungen in den Bilanzen der Folgejahre schon beansprucht hat.

Originaltext: R-49

b) Leitsätze aller BFH-Entscheidungen veröffentlicht am 16.01.2008:

21.08.2007 I R 78/06 EStG / KStG 
Erstmalige Feststellung des Einlagekontos bei Betrieben gewerblicher Art - Berücksichtigung von 
Einlagen zum Ausgleich von Verlusten
Einlagen, die eine Trägerkörperschaft ihrem Betrieb gewerblicher Art ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
unter Geltung des Anrechnungsverfahrens zum Ausgleich von Verlusten zugeführt hat, erhöhen nicht den 
Anfangsbestand des steuerlichen Einlagekontos. Originaltext: R-51

07.11.2007 I R 19/04 EStG / EStDV
Inhalt und Wirkungen einer Steueranmeldung gemäß § 73e EStDV 1997 - Gemeinschaftsrechts-
konforme Anwendung von § 50a Abs. 4 Sätze 2 und 3 EStG 1997
Eine Steueranmeldung gemäß § 73e EStDV 1997 enthält gegenüber dem Vergütungsschuldner eine Fest-
setzung dessen eigener Entrichtungssteuerschuld, die die beschränkte Steuerpflicht des Vergütungs-
gläubigers (= Steuerschuldners) voraussetzt. Im Rahmen des vom Vergütungsgläubiger erhobenen Rechts-
behelfs ist die Anmeldung deswegen grundsätzlich nur daraufhin zu überprüfen, ob sie vom Vergütungs-
schuldner vorgenommen werden durfte, nicht auch darauf, ob eine solche beschränkte Steuerpflicht tat-
sächlich vorliegt (Bestätigung der Senatsbeschlüsse vom 13. August 1997 I B 30/97, BFHE 184, 92, 
BStBl II 1997, 700, und vom 25. November 2002 I B 69/02, BFHE 201, 114, BStBl II 2003, 189).

Originaltext: R-53

19.12.2007 IX B 219/07 GG / AO / EStG / FGO
Verfassungsmäßigkeit des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG nicht zweifelhaft
Die Verfassungsmäßigkeit des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG i.d.F. ab 1999 ist nicht zweifelhaft.

Originaltext: R-56
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c) Leitsätze aller BFH-Entscheidungen veröffentlicht am 23.01.2008:

22.08.2007 X R 59/04 EStG
Erfolgsneutrale Bilanzierung von zum Bilanzstichtag noch nicht wieder verausgabten Franchisenehmer-
Werbebeiträgen beim Franchisegeber – Ergänzung eines Gewinnfeststellungsbescheides im Revisions-
verfahren
Von Franchisenehmern in einen „gemeinsamen Werbeetat“ eingezahlte und zum Bilanzstichtag noch nicht
verbrauchte zweckgebundene Werbebeiträge zur Finanzierung der dem Franchisegeber obliegenden über-
regionalen Werbung sind beim Franchisegeber erfolgsneutral zu behandeln. Originaltext: R-57

18.09.2007 I R 73/06 KStG
Verdeckte Gewinnausschüttung: Einbeziehung von Jahresfehlbeträgen in die Bemessungsgrundlage der
Gewinntantieme eines Gesellschafter-Geschäftsführers 
1. Verspricht eine Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer eine Gewinntantieme, die an 
den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Jahresüberschuss anknüpft, so ist dies im Allgemeinen steuerlich
nur anzuerkennen, wenn unter der (Mit-)Verantwortung des Gesellschafter-Geschäftsführers angefallene 
oder noch anfallende Jahresfehlbeträge laut Handelsbilanz ebenfalls in die Bemessungsgrundlage der Tan-
tieme einbezogen werden (Anschluss an Senatsurteil vom 17. Dezember 2003 I R 22/03, BFHE 205, 67,
BStBl II 2004, 524).
2. Die Jahresfehlbeträge müssen hierbei regelmäßig vorgetragen und durch zukünftige Jahresüberschüsse
ausgeglichen werden; eine vorhergehende Verrechnung mit einem etwa bestehenden Gewinnvortrag laut
Handelsbilanz darf in der Regel nicht vorgenommen werden.
3. Hiervon abweichende Tantiemevereinbarungen führen regelmäßig zu einer vGA, und zwar in Höhe des
Differenzbetrags zwischen der tatsächlich zu zahlenden Tantieme und derjenigen, die sich bei Berück-
sichtigung der noch nicht ausgeglichenen Jahresfehlbeträge aus den Vorjahren ergeben hätte.

Originaltext: R-60

20.09.2007 IV R 19/05 GewStG / BGB / HGB
Erweiterte Gewerbeertragskürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG – Behandlung von Kapitalerträgen aus
der Anlage von rückzahlungsbedrohten Mieterträgen – Grundbesitz i.S. von § 9 Nr. 1 GewStG
1. Erzielt ein Grundstücksunternehmen Zinseinkünfte aus der Anlage von Mieterträgen, so handelt es sich 
um Erträge aus der Nutzung von Kapitalvermögen, die nicht von der erweiterten Kürzung des Gewerbe-
ertrags nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG erfasst werden. Das gilt auch für Zinsen aus der Anlage von Mieten, 
die ein Mieter unter Vorbehalt gezahlt hat und mit deren Rückzahlung aufgrund eines für die Vergangen-
heit ergangenen Zivilgerichtsurteils gerechnet werden muss.
2. Die von der Herausgabepflicht nach § 818 BGB bedrohten Zinserträge sind jedoch um Betriebsausgaben 
in Höhe der wegen der möglichen Zinszahlungsverpflichtung vorgenommenen Zuführungen zu den Rück-
stellungen zu kürzen. Originaltext: R-62

26.09.2007 I R 58/06 EStG
Teilwertabschreibung auf börsennotierte Aktien im Anlagevermögen bei voraussichtlich dauernder
Wertminderung
Von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 1997 i.d.F. des
StEntlG 1999/2000/2002 ist bei börsennotierten Aktien, die als Finanzanlage gehalten werden, auszu-
gehen, wenn der Börsenwert zum Bilanzstichtag unter die Anschaffungskosten gesunken ist und zum Zeit-
punkt der Bilanzerstellung keine konkreten Anhaltspunkte für eine alsbaldige Wertaufholung vorliegen 
(entgegen BMF-Schreiben vom 25. Februar 2000, BStBl I 2000, 372 Tz. 11). Originaltext: R-65

26.09.2007 III R 4/07 EStG
Keine Minderung der Einkünfte des Kindes bei der Ermittlung des Jahresgrenzbetrages um die Lohn-
steuer und Kirchensteuer sowie die Beiträge zu einer privaten Zusatzkrankenversicherung, einer pri-
vaten Rentenversicherung und einer Kfz-Haftpflichtversicherung
1. Bei der Prüfung, ob die Einkünfte und Bezüge des Kindes den Jahresgrenzbetrag überschreiten, sind 
die Einkünfte weder um die einbehaltene Lohn- und Kirchensteuer noch um die Beiträge zu einer privaten
Zusatzkrankenversicherung oder einer Kfz-Haftpflichtversicherung zu kürzen.
2. Beiträge für eine private Rentenversicherung mindern die Einkünfte jedenfalls dann nicht, wenn sich 
das Kind in Ausbildung befindet und in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert ist.

Originaltext: R-67

11.10.2007 X R 39/04 EStG
Wesentliche Betriebsgrundlagen bei einer Betriebsverpachtung im Ganzen – Wesentliche Betriebs-
grundlagen eines Autohauses 
1. Für die Anerkennung einer gewerblichen Betriebsverpachtung reicht es aus, wenn die wesentlichen, 
dem Betrieb das Gepräge gebenden Betriebsgegenstände verpachtet werden. Welche Betriebsgegenstände 
in diesem Sinne die wesentlichen Betriebsgrundlagen darstellen, bestimmt sich nach den tatsächlichen 
Umständen des Einzelfalles unter Berücksichtigung der spezifischen Verhältnisse des betreffenden Betriebs.
Dabei ist maßgeblich auf die sachlichen Erfordernisse des Betriebs abzustellen (sog. funktionale Betrach-
tungsweise).
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2. In diesem Zusammenhang bilden bei einem „Autohaus“ (Handel mit Neu- und Gebrauchtfahrzeugen 
eines bestimmten Automobilfabrikanten einschließlich angeschlossenem Werkstattservice) das speziell für
dessen Betrieb hergerichtete Betriebsgrundstück samt Gebäuden und Aufbauten sowie die fest mit dem
Grund und Boden verbundenen Betriebsvorrichtungen im Regelfall die alleinigen wesentlichen Betriebs-
grundlagen. Demgegenüber gehören die beweglichen Anlagegüter, insbesondere die Werkzeuge und Geräte,
regelmäßig auch dann nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen, wenn diese im Hinblick auf die 
Größe des „Autohauses“ ein nicht unbeträchtliches Ausmaß einnehmen. Originaltext: R-70

08.11.2007 IV R 34/05 EStG
Verkäufe landwirtschaftlich genutzter Grundstücke als gewerblicher Grundstückshandel nach vor-
herigem Grundstückstausch und Beantragung eines Bauvorbescheides 
1. Grundstücksveräußerungen sind erst dann Gegenstand eines selbständigen gewerblichen Grundstücks-
handels und keine landwirtschaftlichen Hilfsgeschäfte (mehr), wenn der Landwirt über die Parzellierung 
und Veräußerung hinausgehende Aktivitäten entfaltet, die darauf gerichtet sind, den zu veräußernden 
Grundbesitz zu einem Objekt anderer Marktgängigkeit zu machen (Anschluss an das Senatsurteil vom
8. September 2005 IV R 38/03, ZSteu 2005, R-987, BFHE 211, 195, BStBl II 2006, 166).
2. Der Hinzutausch von Grundstücksflächen zur Optimierung der Bebaubarkeit von bisher landwirtschaft-
lich genutzten Grundstücksflächen und die Beantragung eines konkreten Bauvorbescheides sind Aktivi-
täten, die darauf gerichtet sind, den zu veräußernden Grundbesitz zu einem Objekt anderer Marktgängig-
keit zu machen. Originaltext: R-73

15.11.2007 VI R 66/03 EStG / SGB / BGB
Zufluss von Arbeitslohn bei gesetzlichem Forderungsübergang – Zusammentreffen von Tarifermäßi-
gung und negativem Progressionsvorbehalt 
1. Leistet der Arbeitgeber aufgrund des gesetzlichen Forderungsübergangs nach § 115 SGB X eine Lohn-
nachzahlung unmittelbar an die Arbeitsverwaltung, führt dies beim Arbeitnehmer zum Zufluss von Arbeits-
lohn.
2. Unterliegt der Nachzahlungsbetrag sowohl der Tarifermäßigung des § 34 Abs. 1 EStG als auch dem
negativen Progressionsvorbehalt des § 32b EStG, so ist eine integrierte Steuerberechnung nach dem 
Günstigkeitsprinzip vorzunehmen. Danach sind die Ermäßigungsvorschriften in der Reihenfolge anzu
wenden, die zu einer geringeren Steuerbelastung führt, als dies bei ausschließlicher Anwendung des
negativen Progressionsvorbehalts der Fall wäre. Originaltext: R-76

03.12.2007 VI S 22/05 FGO / ZPO / RPflG / VwGO / SGG
Zuständigkeit des Urkundsbeamten des FG für die Kostenfestsetzung im erstmaligen Verfahren der
Aussetzung der Vollziehung vor dem BFH 
Der Urkundsbeamte des FG ist auch dann für die Kostenfestsetzung nach § 149 Abs. 1 FGO zuständig, 
wenn der BFH als Gericht der Hauptsache in einem Verfahren der Aussetzung der Vollziehung entschieden
hat, das nicht zuvor beim FG anhängig war. Originaltext: R-79

10.01.2008 VI R 17/07 GG / EStG / BVerfGG
Neuregelung der Entfernungspauschale ab dem Veranlagungszeitraum 2007 für Wege zwischen
Wohnung und Arbeitsstätte 
Es wird eine Entscheidung des BVerfG darüber eingeholt, ob § 9 Abs. 2 Satz 1 EStG i.d.F. des StÄndG 2007
insoweit mit dem GG vereinbar ist, als danach Aufwendungen des Arbeitnehmers für seine Wege zwischen
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte keine Werbungskosten sind und keine weiteren einkommen-
steuerrechtlichen Regelungen bestehen, nach denen die vom Abzugsverbot betroffenen Aufwendungen
ansonsten die einkommensteuerliche Bemessungsgrundlage mindern. Originaltext: R-80

d) Leitsätze aller BFH-Entscheidungen veröffentlicht am 30.01.2008:

29.08.2007 IX R 17/07 AO / EStG
Darlehensverträge zwischen Angehörigen – Schuldzinsenabzug bei wechselseitiger Darlehens-
gewährung
Es steht auch Angehörigen frei, ihre Rechtsverhältnisse untereinander steuerlich möglichst günstig zu 
gestalten. Ein Gestaltungsmissbrauch i.S. von § 42 AO ist aber gegeben, wenn eine rechtliche Gestaltung
gewählt wird, die – gemessen an dem angestrebten Ziel 00 unangemessen ist, der Steuerminderung dienen
soll und durch wirtschaftliche oder sonst beachtliche nichtsteuerliche Gründe nicht zu rechtfertigen ist.

Originaltext: R-97

11.10.2007 IV R 52/04 EStG / FGO / HGB / InsO / ZPO
Ausweis der von einem Kraftfahrzeug-Händler eingegangenen Verpflichtung zum Rückkauf von Kraft-
fahrzeugen als zu passivierende Verbindlichkeit – Beiladung eines ausgeschiedenen Gesellschafters –
einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung im Konkursverfahren
Für die von einem Kraftfahrzeug-Händler übernommene Verpflichtung, an Leasinggesellschaften oder Auto-
vermietungen verkaufte Fahrzeuge nach Ablauf der Leasingzeit bzw. nach einer Mindestvertragslaufzeit zu
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einem verbindlich festgelegten Preis zurückzukaufen, ist eine Verbindlichkeit in Höhe des dafür verein-
nahmten Entgelts auszuweisen. Diese Verbindlichkeit ist erst bei Ausübung oder Verfall der Rückverkaufs-
option auszubuchen. Originaltext: R-98

11.10.2007 V R 22/04 UStG / Richtlinie 77/388/EWG
Bestimmung des Leistungsorts bei einer „bankmäßigen Vermögensverwaltung“ – § 4 Nr. 8 Buchst. h
UStG befreit auch Leistungen eines außenstehenden Verwalters
1. Die Regelung über den Leistungsort in § 3a Abs. 4 UStG umfasst, anders als die gemeinschaftsrechtliche
Regelung in Art. 9 Abs. 2 Buchst. e der Richtlinie 77/388/EWG, nicht alle Bank- und Finanzumsätze.
2. Die „bankmäßige Vermögensverwaltung“ im Sinne einer Verwaltung von aus Wertpapieren und Termin-
geldern bestehenden Vermögen nach eigenem Ermessen wird entweder vom Begriff der Bank- und Finan-
zumsätze i.S. des Art. 9 Abs. 2 Buchst. e fünfter Gedankenstrich der Richtlinie 77/388/EWG umfasst oder
fällt als Leistung von Beratern u.a. unter die Regelung in Art. 9 Abs. 2 Buchst. e dritter Gedankenstrich 
der Richtlinie 77/388/EWG.
3. Die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 8 Buchst. h UStG kommt nicht nur für Leistungen der Kapitalanlage-
gesellschaft selbst in Betracht, sondern bei richtlinienkonformer Auslegung auch für Leistungen eines 
außenstehenden Verwalters. Originaltext: R-101

11.10.2007 V R 57/06 UStG / Richtlinie 77/388/EWG
Geschäftsveräußerung gem. § 1 Abs. 1a UStG bei Veräußerung verpachteter Immobilien unter Fort-
führung des Pachtvertrags
Die Lieferung eines weder vermieteten noch verpachteten Grundstücks ist im Regelfall keine Geschäfts-
veräußerung nach § 1 Abs. 1a UStG. Originaltext: R-104

22.11.2007 III R 54/02 AufenthG / AuslG / EStG / FGO / GG
Verfassungskonforme Beschränkung der Kindergeldberechtigung von Ausländern 
1. Es ist von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden, dass Ausländer, deren Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland lediglich geduldet ist, auch nach der Neuregelung der Kindergeldberechtigung (§ 62
Abs. 2 EStG i.d.F. des AuslAnsprG vom 13. Dezember 2006, BGBl I 2006, 1915) keinen Anspruch auf Kinder-
geld haben (Festhalten am Senatsurteil vom 15. März 2007 III R 93/03, zur amtlichen Veröffentlichung 
bestimmt, ZSteu 2007, R-423, BFH/NV 2007, 1234).
2. Ebenso wenig begegnet es verfassungsrechtlichen Bedenken, dass die Anspruchsberechtigung von 
Ausländern mit bestimmten Aufenthaltstiteln (§ 62 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. c EStG n.F.) an die Integration 
in den deutschen Arbeitsmarkt geknüpft ist. Originaltext: R-106

28.11.2007 X R 6/05 EStG / GewStG
Tarifbegrenzung nach § 32c EStG a.F. bei Komplementär einer KgaA
Die vom Komplementär einer KGaA aus der Gewährung von Darlehen an die Gesellschaft erzielten Zins-
erträge unterlagen auch insoweit nicht der Tarifbegrenzung nach § 32c EStG a.F., als sie bei der KGaA 
(zur Hälfte) als Dauerschuldzinsen i.S. von § 8 Nr. 1 GewStG dem Gewerbeertrag hinzugerechnet wurden.

Originaltext: R-108

Anwendung neuer BFH-Entscheidungen mit ZSteu-Fundstellen

In einem finanzgerichtlichen Verfahren ergangene und rechtskräftig gewordene Entscheidungen binden nur die am Rechtsstreit Betei-
ligten und ihre Rechtsnachfolger (§ 110 Abs. 1 FGO). Durch eine Veröffentlichung von Urteilen bzw. Beschlüssen des Bundesfinanz-
hofs im Bundessteuerblatt Teil II werden aber die Finanzämter angewiesen, diese Entscheidungen auch in vergleichbaren Fällen anzu-
wenden.
Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben beschlossen, die folgenden neuen BFH-Entscheidungen im Bundes-
steuerblatt Teil II zu veröffentlichen und somit allgemein anzuwenden:

Datum Akten- Entscheidungs- Kurzbeschreibung
zeichen datum / 

ZSteu-Fundstelle
27.12.2007 III R 15/06 16.11.2006 Anspruch auf Kindergeld trotz Vollzeiterwerbstätigkeit

ZSteu 2007, R-154

21.12.2007 IX R 42/05 18.09.2007 Kein Zusammenhang mit der Einkunftsart allein durch Verwenden von Einnahmen aus Ver-
ZSteu 2007, R-945 mietung und Verpachtung – Verfassungmäßigkeit der Verlustausgleichsbeschränkung des 

§ 22 Nr. 3 Satz 3 EStG - keine Aussetzung des Rechtsstreits nach § 74 FGO einvernehm-
licher vorläufiger Steuerfestsetzung

19.12.2007 II R 17/06 06.06.2007 Inhaltliche Bestimmtheit von Steuerbescheiden, die mehrere freigebige Zuwendungen un- 
ZSteu 2007, R-938 aufgegliedert zusammenfassen – Annahme einer freigebigen Zuwendung bei einem Sport-

verein

18.12.2007 X R 22/05 12.07.2007 Inhaltliche Anforderungen an einen Vorläufigkeitsvermerk
ZSteu 2007, R-960



| Zeitschrift für Steuern & Recht Z_Steu-Rechtsprechung 5. Jg. Heft 2 | 6. Febr. 2008

Herausgeber: Rechtsanwalt Uwe-Karsten Reschke, Fachanwalt für Steuerrecht, Diplom-
Finanzwirt, Mannheim; Steuerberater Dieter Hild, Diplom-Volkswirt, Düsseldorf; Rechts-
anwalt Prof. Dr. Wolfgang Gast, Heidelberg; Stefanie Rousek Folkers, Steuerberaterin, Zürich.

Einsendungen von Manuskripten und Entscheidungen an: Reschke Verlag, Redaktion Z---Steu:
Uwe-Karsten Reschke (06221/758240), Rosemarie Keudel (06224/926471), Chantal Bour-
bon-Reschke (06221/758240), Harrlachweg 4, 68163 Mannheim, E-Mail: reschke-
verlag@zsteu.de oder redaktion@zsteu.de. Internet: www.zsteu.de

Manuskripte und Entscheidungen: Für unverlangt eingesandte Manuskripte haftet der Ver-
lag nicht. Wird für den Fall der Nichtannahme die Rücksendung der Manuskripte erwartet,
ist Rückporto beizufügen. Die Annahme der Manuskripte zur Veröffentlichung erfolgt durch
die Redaktion schriftlich. Mit der Annahme erwirbt der Verlag vom Autor das ausschließ-
liche Recht zur Veröffentlichung für die Zeit der Geltungsdauer des Urheberrechts. Der Autor
versichert, dass ihm allein die Verfügung über das Urheberrecht zusteht und er keine Rechte
Dritter verletzt.
Der Verlag hat die Befugnis, Manuskripte und Entscheidungen in Datenbanken oder ähn-
lichen Systemen einzuspeichern und elektronisch zu publizieren und zu gewerblichen
Zwecken zu bearbeiten, zu übersetzen und zu vervielfältigen, auch im Wege fotomecha-
nischer oder anderer Verfahren.

Urheber und Verlagsrechte: Name und Layout der Zeitschrift Z---Steu sind als eingetragene
Wort- und Bildmarken geschützt. Alle in der Zeitschrift enthaltenen Beiträge und Abbil-
dungen unterliegen dem Urheberrechtsschutz. 

Sämtliche Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung einschließlich der Mikroverfilmung
sind dem Verlag vorbehalten. Der Rechtsschutz gilt auch gegenüber Datenbanken und ähn-
lichen Einrichtungen.

Erscheinungsweise: Zweiwöchentlich, 25 Hefte jährlich im Abonnement.

Bezugspreis: Jährlich € 96 zuzüglich Versandkosten und MwSt.

Vorzugspreis für Auszubildende, Studenten und Referendare fachbezogener Studiengänge
jährlich € 50 inklusive Versandkosten zuzüglich MwSt.

Einzelheft € 10 zuzüglich Versandkosten und MwSt.

Bestellungen beim Verlag. Der Abonnementvertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen.
Abbestellungen müssen sechs Wochen zum Ende eines Kalendervierteljahres erfolgen. Muss
der Verlag aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, die Lieferung der Zeitschrift unter-
brechen oder einstellen, so entsteht zugunsten des Abonnenten kein Anspruch auf Rück-
zahlung bereits gezahlter Gebühren.

Gestaltung und Herstellung: Rosemarie Keudel (06224/926471)

Anzeigen: Reschke Verlag, Tel. 06221/758240. Anzeigenpreise auf Anforderung.

Verlag: Reschke Verlag, Harrlachweg 4, 68163 Mannheim, Tel. 06221/758240, 
Fax: 06224/926472. Internet: www.zsteu.de

ZSteu – Impressum ISSN 1614-936

18.12.2007 X R 61/01 13.12.2005 Begrenzung der als dauernde Last abziehbaren Leistungen bei der Vermögensübergabe 
ZSteu 2006, R-229 gegen wiederkehrende Leistungen

17.12.2007 X R 39/02 22.08.2007 Auswirkung der fehlenden Feststellung zu § 32c EStG a.F. im Gewinnfeststellungsbescheid 
ZSteu 2007, R-968 auf die Einkommensteuerfestsetzung

17.12.2007 II R 74/05 26.09.2007 Wohnungsbegriff bei der Bedarfsbewertung
ZSteu 2007, R-976

17.12.2007 II R 68/05 24.05.2007 Bewertung einer fest montierten öffentlichen Toilette mit automatischer Reinigung als 
ZSteu 2007, R-750 Gebäude

17.12.2007 V R 55/03 15.03.2007 Umsatzsteuer; Umsatzsteuerliche Behandlung medizinischer Laborleistungen.
ZSteu 2007, R-449 Hierzu: BMF-Schreiben vom 17. Dezember 2007 – IV A 6 - S 7172/07/0001 

13.12.2007 VII B 110/07 04.10.2007 Mitteilung des FA über Einkünfte gegenüber der Arbeitsverwaltung – Verfassungsmäßigkeit 
ZSteu 2007, R-947 des § 31a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b DBuchst. bb AO 

13.12.2007 V R 38/04 23.08.2007 Umsatzsteuer; Steuerbefreiung von Umsätzen eines Logotherapeuten
ZSteu 2007, R-895

13.12.2007 V B 98/06 31.07.2007 Umsatzsteuer; Erstellung ärztlicher Rentengutachten nicht umsatzsteuerfrei
ZSteu 2007, R-769

12.12.2007 II R 33/06 22.08.2007 Voraussetzungen einer freigebigen Zuwendung i.S. des § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG bei Verschaf-
ZSteu 2007, R-980 fung einer Gesamtgläubigerstellung bezüglich eines Rentenstammrechts an den anderen 

Ehegatten

12.12.2007 VIII R 99/04 19.06.2007 Keine Strafbefreiung nach dem StraBEG bei inhaltlichen und/oder formellen Erklärungs-
ZSteu 2007, R-999 mängeln bzw. nach Eintritt der Sperrwirkung des § 7 StraBEG – Eintritt der Sperrwirkung 

wegen des Erscheinens eines Prüfers – Bestimmung des Prüfungsbeginns als eigenständiger
Verwaltungsakt – Eintritt der Rechtsfolgen einer Strafbefreiungsvorschrift

12.12.2007 I R 87/03 10.01.2007 Berücksichtigung von Erwerbsaufwendungen durch Erstattung; kein Wahlrecht auf Veran-
ZSteu 2007, R-413 lagung; Anwendung des Mindeststeuersatzes

11.12.2007 I R 32/06 22.08.2007 Annahme einer vGA bei Unterhalten eines strukturell dauerdefizitären kommunalen Eigen-
ZSteu 2007, R-930 betriebes in der Rechtsform einer GmbH ohne Verlustausgleich. Hierzu: BMF-Schreiben vom

7. Dezember 2007 – IV B 7 - S 2706/07/0011

16.11.2007 IX R 39/05 16.01.2007 Aufwand für Umbau eines Großraumbüros in Einzelbüros als sofort abziehbarer Erhaltungs-
ZSteu 2007, R-955 aufwand

14.11.2007 VIII R 68/05 04.07.2007 Grundsätzlich kein wirtschaftliches Eigentum an Kapitalgesellschaftsanteilen nur aufgrund 
ZSteu 2007, R-879 einer Erwerbsoption – Ermittlung der Veräußerungspreise i. S. von § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG 

bei in unterschiedlicher Höhe vereinbarten Entgelten für die Übertragung von Aktien-
paketen einer AG

Datum Akten- Entscheidungs- Kurzbeschreibung
zeichen datum / 

ZSteu-Fundstelle
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